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FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER 
ÖFFENTLICHKEIT GEM. § 3 ABS. 1BAUGB 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
an der Änderung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes „Windpark Wehingen-
Tünsdorf“ zum Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan „Repowering – Windpark Wehingen 
/ Tünsdorf“ gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 
14.07.2025 bis 22.08.2025 statt. In diesem 
Zeitraum wurden seitens der Öffentlichkeit 
folgende Anregungen und Bedenken vorge-
bracht: 
 

  

 
A BÜRGER A  

 
Schreiben vom 08.08.2025 
 
„Zurückweisung der Planung für den Wind-
park Wehingen-Tünsdorf und Vollhaftungs-
übernahme für Schäden durch alle Initiatoren, 
einschließlich der Windradhersteller, Subun-
ternehmer, Fundamentbauer, einschließlich 
regionaler Planungsverbände, einschließlich 
der Stadt- und Gemeinderäte, einschließlich 
des saarl. Ministeriums für Umweltschutz, 
einschließlich aller Verantwortlichen der Kom-
munen und einschließlich aller Verantwortli-
chen der Kommunalaufsicht. 
 
Für den Bau von Windrädern werden Wälder 
vernichtet. Diese Wälder sind im Besitz mit 
den dazugehörigen Bodenrechten der deut-
schen Völker, den früheren ethnischen Völker-
stämmen, denen 1226 in der Goldenen Bulle 
von Rimini die Boden-Rechte auf Ewigkeit ver-
macht wurden, Ewigkeitsrecht. Im Subsidiari-
tätsrecht 
 
Windräder sind eine Gefahr für das Leben der 
Menschen, der Insekten, Vögel, Pflanzen und 
das Grundwasser. Der Infraschall macht die 
Menschen krank, die Flächen trocknen aus 
und das Grundwasser wird verdrängt.  
 
Windräder unterliegen der Korrosion und der 
Erosion und führen damit zur Kontaminierung 
von Wald- und Ackerflächen, sowie dem Le-
bensraum der dort im weiten Umkreis bis zu 
80 km lebenden Bevölkerung. Die abfallenden 
Teile werden weit verbreitet und sind für die 

  
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Zum rechtlichen und fachlichen Maßstab 
der Prüfung 
 
Die Eingabe enthält eine Mischung aus  
 

• grundsätzlich-politischen Wertungen,  

• pauschalen Behauptungen zu Umwelt- 
und Gesundheitsgefahren sowie 

• haftungsrechtlichen Forderungen.  
 

Für die Bauleitplanung sind davon nur sol-
che Punkte erheblich, die vorhabenspezi-
fisch, örtlich zurechenbar und fachlich be-
lastbar sind oder eine konkrete individu-
elle Betroffenheit erkennen lassen. Maß-
geblich sind insoweit die Planunterlagen, 
insbesondere Begründung/Umweltbericht 
sowie die zugehörigen Fachgutachten (u. 
a. Schall, Schatten, artenschutzfachliche 
Untersuchungen).  
 
Zugleich ist klarzustellen: Zahlreiche De-
tailfragen (insbesondere Betriebsregime, 
Nebenbestimmungen, Monitoring, Ab-
schaltungen) werden nicht im Bebauungs-
plan „ausverhandelt“, sondern im nachge-
lagerten immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren nach BImSchG ver-
bindlich geregelt. Der Bebauungsplan 
muss jedoch erkennbar machen, dass die 
Konflikte planerisch bewältigbar sind, und 
soweit möglich durch Festsetzungen vor-
sorgen. 
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Sicherheit von Mensch und Tier lebensgefähr-
lich. Die Ackerflächen können nicht mehr für 
den Anbau genutzt werden. Die von den Ro-
torblättern sich ablösenden Mikropartikel 
sind synthetisch hergestellte Substanzen, die 
in der Natur nicht vorkommen. Sie zeichnen 
sich dadurch aus, dass sie gleichzeitig wasser-
abweisend (hydrophob), fettabweisend (lipo-
phob) und schmutzabweisend wirken. Auf-
grund ihrer hohen Stabilität werden die che-
mischen Verbindungen von Carbon/GFK/CFK 
durch die in der Umwelt üblichen Abbaupro-
zesse praktisch nicht zerstört. Dementspre-
chend lassen sie sich auch dem Abwasser 
durch die in Kläranlagen gängigen Abbauver-
fahren, die im Wesentlichen auf dem Einsatz 
von Mikroorganismen beruhen, nicht entzie-
hen.  
 
Mit anderen Worten: Sie verbleiben dauerhaft 
in den Böden und im Grundwasser, wo sie in 
die Pflanzen aufgenommen werden und damit 
in die Nahrung von Mensch und Tier gelangen. 
Carbon/GFl</CFI< sind für Menschen und 
Tiere toxisch und stehen im Verdacht, fort-
pflanzungsgefährdend und krebserregend zu 
sein (u.a. Bisphenol-A) und werden mit Asbest 
gleichgesetzt (UBA 2020). 
 
Das Planungsgebiet liegt auf einem Plateau-
rücken und somit wird das Landschaftsbild 
deutlich zum Nachteil verändert. Durch diese 
extreme Lage, können sich die vorher be-
schriebenen negativen Bedingungen, noch 
gravierender auf den Lebensraum auswirken. 
Zusätzlich wird dies noch durch die neuen 
Monsterräder (262,5 Meter) um ein vielfaches 
verschärft. Das Treibhausgas SF6 kann sich 
somit durch diese extreme Höhe noch besser 
in der Atmosphäre verbreiten. 
 
Windräder, in diesen Kästen lauert ein gefähr-
liches Treibhausgas, Schwefelhexafluorid, 
kurz SF6, welches in kleinen Mengen perma-
nent in die Luft entweicht und ist hochtoxisch. 
Es ist der größte Klimakiller. Der Stoff ist das 
stärkste bekannte Treibhausgas. Es hat eine 
Haltbarkeitszeit von 3000 Jahren und wird 
sich in der Atmosphäre immer weiter anrei-
chern. Dieses Treibhausgas wird ständig aus-
geschieden. Eine Gefahr für jedes Leben.  
 

Zu den Eigentums- und „Ewigkeitsrecht“-
Behauptungen 
 
Die Ausführungen zu angeblichen „Ewig-
keitsrechten“ aus mittelalterlichen Urkun-
den, zu „Bodenrechten der deutschen Völ-
ker“ sowie zu einem behaupteten „Subsi-
diaritätsrecht“ stellen keine rechtlich trag-
fähigen Einwendungen gegen einen Be-
bauungsplan dar. Eigentumsverhältnisse 
werden im geltenden Recht ausschließlich 
nach BGB/Grundbuch bestimmt; histori-
sche Herleitungen dieser Art entfalten für 
heutige Grundstücksrechte keine unmit-
telbare Rechtswirkung. Die Eingabe be-
nennt zudem keine konkreten Flurstücke, 
dinglichen Rechte oder individuellen Nut-
zungsbeeinträchtigungen, die abwägungs-
relevant zu prüfen wären. 
 
Diese Argumentationslinie entfaltet keine 
rechtliche Relevanz und ist daher für die 
planerische Entscheidung nicht maßgeb-
lich. 
 
Zu Wald, Flächeninanspruchnahme, Bo-
den und Wasser 
 
Die Eingabe behauptet „Waldvernichtung“ 
als Grundtatsache des Vorhabens. Die pla-
nungs- und gutachtergestützte Tatsachen-
grundlage ergibt jedoch ein anderes Bild: 
 
• Die Planung bewegt sich ausschließ-

lich im Bereich des agrarisch genutz-
ten Offenlandes. Wald wird in keinster 
Weise durch den Bebauungsplan in 
Anspruch genommen. 

• Die Planung ist als Repowering ange-
legt und dient gerade der Bündelung 
und der Vermeidung einer dauerhaf-
ten Mehrbelastung: Neue Anlagen 
sind an die Stilllegung und den Rück-
bau definierter Bestandsanlagen ge-
koppelt; einschließlich Nebenanlagen 
und Fundamenten (Rückbau bis min-
destens 1 m u. GOK, soweit nicht wei-
ter benötigt). Damit wird eine zusätz-
liche dauerhafte Flächeninanspruch-
nahme minimiert und die Reversibili-
tät gestärkt.  

• Der Bebauungsplan enthält zudem bo-
den- und wasserhaushaltsschonende 
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Auch dieses Jahr gab es ein hohes Aufkommen 
von Saharasand in der Luft. Wie berichtet gibt 
es Studien, die für das erheblich verstärkte 
Auftreten von Saharasand just die Windparks 
verantwortlich machen. Jedenfalls kann man 
davon ausgehen, dass der Sand in der Luft 
ebenfalls wie Schmirgelpapier wirkt, die Ober-
flächen weiter schädigt und damit für zusätz-
liches Gift im Boden sorgt.  
 
Windanlagen sind, in nicht unerheblichem 
Maß, an Schlaf-, Organ-, Gehirn-, Herz-, Mus-
kulatur-, Gewebe und Zell-Problemen betei-
ligt. Warum Windräder teilweise auch ohne 
Stromableitung gebaut werden, ergibt unter 
diesem Aspekt einen perfiden Sinn.  
 
Weiterhin liegt die Vermutung nahe, dass 
diese Windkraft-Ideologie dazu geschaffen 
wurde, die Energieversorgung auf tönerne 
Füße zu stellen, um die Bevölkerung in den 
wirtschaftlichen Ruin zu treiben. 
 
Durch den Verzicht von Öl, Gas und herkömm-
lichen Kraftwerken wird eine Situation der 
permanenten Energieverknappung erzeugt, 
welche dem Volk, in Verbindung mit weiteren 
Steuererhöhungen und Inflation jeden weite-
ren finanziellen Spielraum nimmt, um ein 
selbstbestimmtes Handeln zu ermöglichen.  
 
Windkraft ist weder sauber noch erneuerbar, 
der Wind weht oder eben nicht. Windkraft ist 
erheblich umweltschädlicher als herkömmli-
che Kraftwerke, denn diese kontaminieren 
nicht großräumig landwirtschaftlich genutzte 
Böden. Sie stellen damit nicht nur eine enorme 
Gefahr für unsere Ernährungssicherheit dar, 
sondern werden vermutlich in nicht allzu fer-
ner Zukunft vielen Bauern die Erwerbsquelle 
nehmen, sobald ihre Felder wegen der Konta-
mination mit einem Nutzungsverbot belegt 
werden. Mit etwas Phantasie kann ein jeder 
erkennen, dass genau dieses Szenario von der 
EU und ihrer nicht gewählten Führungsriege 
vorangetrieben wird.  
 
Eine medizinische Studie führt aus, dass 
„Nachbarn, die im Umkreis von 10 km von in-
dustriellen Windturbinen wohnen, über ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen berichtet 
haben und eine Räumung ihrer Häuser in Er-
wägung zogen. Einige Teilnehmer schilderten 

Festsetzungen, insbesondere zur was-
serdurchlässigen Befestigung von We-
gen/Wendebereichen (Minimierung 
der Versiegelung, Förderung der Ver-
sickerung).  

 
Soweit in der Eingabe darüber hinaus eine 
„Austrocknung der Flächen“ bzw. „Ver-
drängung des Grundwassers“ behauptet 
wird, fehlt es an einer konkreten, vorha-
benspezifischen Herleitung und an nach-
vollziehbaren fachlichen Belegen. Die Bau-
leitplanung ist auf überprüfbare Tatsachen 
und anerkannte fachliche Bewertungs-
maßstäbe angewiesen; pauschale, nicht 
belegte Kausalbehauptungen sind nicht 
geeignet, eine Planunzulässigkeit zu be-
gründen. 
 
Zu Schall, Infraschall und gesundheitli-
chen Behauptungen 
 
Die Eingabe stellt Windenergieanlagen 
pauschal als Gesundheitsgefahr dar und 
ordnet ihnen teils sehr weitreichende 
Krankheitsbilder zu. Diese Ausführungen 
sind in wesentlichen Teilen wissenschaft-
lich nicht belastbar und bewegen sich teils 
im Bereich spekulativer oder verschwö-
rungstheoretischer Narrative (z. B. „Wind-
kraft-Ideologie zur Verarmung der Bevöl-
kerung“, „perfider Sinn“ von Anlagen ohne 
Stromableitung). Solche Aussagen sind für 
die rechtliche Beurteilung im Bauleitplan-
verfahren nicht relevant, weil sie weder 
vorhabenspezifisch belegt noch rechtlich 
tragfähig sind. 
 
Für die Gemeinde maßgeblich sind die an-
erkannten immissionsschutzrechtlichen 
Prüfmaßstäbe und die dazu vorliegenden 
Fachgutachten: 
 
• Die Begründung stützt sich auf eine 

schalltechnische Prognose nach TA 
Lärm für mehrere maßgebliche Immis-
sionsorte im Umfeld.  

• Im Ergebnis werden die Richtwerte an 
12 von 13 Immissionsorten eingehal-
ten; eine geringfügige nächtliche Ab-
weichung an einem Rezeptor ist gut-
achterlich ausgewiesen und wird – so-
weit erforderlich – über betriebliche 
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ihre Sorge um die Tierwelt und die Auswirkun-
gen auf ihre Haustiere und ihr Brunnenwas-
ser."  
 
Durch Mikropartikel, die von Windrotoren in 
ihre Umgebung freigesetzt werden, sind so-
wohl Anwohner mit ihrem Eigentum und ihrer 
Gesundheit betroffen wie auch landwirt-
schaftlich genutzte Flächen, wo über jahr-
zehntelangen Betrieb eine signifikante konti-
nuierlich zunehmende Kontamination durch 
diverse Mikropartikel eintritt. Der Betrieb von 
Windanlagen aufgrund des natürlichen und 
unvermeidlichen Abriebs/Erosion/Delamina-
tion von toxischen Mikropartikeln von Rotor-
oberflächen kann einer Genehmigung entge-
genstehen. 
 
Laut dem Gutachten von Thomas Mock ist die 
Gefahr von signifikanten Gesundheitsschäden 
durch die toxischen und schädlichen Parti-
keleinträge unverhältnismäßig und unzumut-
bar, Art 2, 20 a GG, und kann einen landwirt-
schaftlichen Betrieb in seiner Existenz gefähr-
den, Art 14 GG. Dabei ist angesichts der gro-
ßen Flächen heutiger Rotoren und eines übli-
chen durchschnittlichen, aber unvermeidli-
chen Abriebs von Mikropartikeln in allen Grö-
ßen und der Lebenszeit von Rotoren bereits 
von einer signifikanten Menge an Mikroparti-
keln auszugehen, die aufgrund ihrer Winzig-
keit auch dann schon in die Millionen Partikel 
reichen.  
 
Große Waldflächen werden vernichtet, was 
nicht mehr hingenommen wird da bekanntlich 
(Lehrstoff der 5. Klasse) durch die Photosyn-
these C02 in Sauerstoff umgewandelt wird. 
Die Windanlagen produzieren zwar kein C02, 
das aber ohnehin hauptsächlich das Pflanzen-
wachstum beschleunigt und zum Klimawan-
del der letzten zehntausend Jahre nie beige-
tragen hat. Aber Windparks sorgen selbst di-
rekt für regionale Erderwärmung um 0,72 
Grad pro Jahrzehnt, wie in einer Studie in 
Texas und einer im Burgenland festgestellt 
wurde. Windräder entnehmen der Atmo-
sphäre Energie und wandeln damit zwangs-
läufig das Klima.  
 
Windenergieanlagen als umweltfreundlich 
hinzustellen ist der größte Schwindel unter 
den vielen Klima-Falschinformationen. 

Maßnahmen im Genehmigungsver-
fahren lösbar sein.  

• Zum Infraschall wird in den Planunter-
lagen der fachbehördlich anerkannte 
Kenntnisstand dargestellt, wonach im 
üblichen Anlagenbetrieb keine ge-
sundheitlich relevanten Belastungen 
zu erwarten sind.  

 
Damit liegt eine fachlich nachvollziehbare 
Grundlage vor, die den Belang „gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse“ plane-
risch berücksichtigt. Pauschale und nicht 
belegte Gesundheitsbehauptungen der 
Eingabe vermögen diese gutachterge-
stützte Einschätzung nicht zu entkräften. 
 
Zu Schattenwurf und visuellen Wirkun-
gen / Plateau- und Höhenlage 
Die Eingabe rügt eine erhebliche Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes und im-
plizit eine unzumutbare Belastung durch 
die Anlagenhöhe. Die Gemeinde stellt 
nicht in Abrede, dass Windenergieanlagen 
aufgrund ihrer Höhe und Bewegung eine 
relevante landschaftsbildliche Wirkung 
entfalten können. Genau deshalb wurden 
Schattenwurf und visuelle Wirkung in den 
Planunterlagen behandelt: 
• Für den Schattenwurf liegt eine Prog-

nose (windPRO) mit konservativen 
Annahmen vor.  

• Die Begründung ordnet mögliche 
rechnerische Maximalwerte als 
Worst-Case ein und sieht die Einhal-
tung der Zumutbarkeitsgrenzen über 
technische Abschaltvorrichtungen 
vor.  

• Der Bebauungsplan sichert dies als 
verbindliche Festsetzung ab (Begren-
zung auf max. 30 Stunden/Jahr bzw. 
30 Minuten/Tag durch Abschaltung).  

 
Auch hinsichtlich der optischen Wirkung 
stellen die Planunterlagen nachvollziehbar 
dar, dass eine vollständige visuelle Ver-
meidung in dieser Raumkulisse nicht mög-
lich ist, dass aber über Abstände, Standort-
bündelung und Repowering-Charakter die 
Eingriffsintensität begrenzt wird.  
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Wer hat öffentlich und namentlich für die 
Windenergieanlagen gestimmt und über-
nimmt somit die volle Haftung? Wer verant-
wortet die Stilllegung landwirtschaftlicher 
Flächen und Waldflächen durch Kontaminie-
rung? Diese Kontaminierung zerstört jahrhun-
dertelang gewachsene Ökosysteme die un-
wiederbringlich verloren gehen. Wer verant-
wortet die Missbildungen der neugeborenen 
Tiere? In anderen Ländern hat man den 
Wahnsinn erkannt und die Windräder abge-
schaltet. Der gesamte Energieverbrauch der 
Menschheit wird aktuell auf 160.000 TWh ge-
schätzt. Das bedeutet auch, dass die Daten-
center innerhalb der nächsten Jahre bereits 
ein Prozent der weltweiten Energiekapazität 
konsumieren werden. Als sicher gilt: Egal wie 
viel Umweltzerstörung durch Solaranlagen 
und Windräder betrieben wird: Dieser  Ener-
giehunger  ist mit  sogenannten „erneuerba-
ren Energien" nicht zu befriedigen - und hinzu 
kommt der Umstand, dass die Datencenter 
Tag und Nacht funktionieren müssen - und 
nicht nur, wenn die Sonne scheint oder der 
Wind weht. Wenn sich also speziell diese Un-
ternehmen für „Stromsparen" und „weniger 
C02-Emissionen" einsetzen, handelt es sich 
um Augenwischerei.  
 
Wie hoch ist die Bürgschaft insgesamt je 
Windrad für jeden einzelnen Menschen um die 
Schäden zu begleichen, die für den Bau und 
den Rückbau von Windrädern, der Renaturie-
rung der Wälder und Ackerflächen, sowie der 
Seen und Flüsse unserer Heimat? Werden 5 
Milliarden Euro ausreichend sein? 
 
Ich erwarte Ihre Antwort in 3x 72 Stunden ab 
Eingang des Schreibens.“ 
 

Zu Artenschutz (Vögel/Fledermäuse) und 
behaupteten großräumigen Schädigun-
gen 
 
Die Eingabe behauptet eine generelle Ge-
fährdung von Vögeln, Insekten und weite-
ren Arten. Die Gemeinde hat diese Be-
lange auf der Grundlage artenschutzfachli-
cher Erfassungen und Bewertungen ge-
prüft. Die Unterlagen dokumentieren me-
thodisch nachvollziehbare Untersuchun-
gen und Aktualisierungen im Abstim-
mungsprozess mit der Fachbehörde.  
 
Für windkraftrelevante Arten (insbeson-
dere Rotmilan/Schwarzmilan) wird der 
Prüfrahmen einschließlich der rechtlich 
anerkannten Kriterien und Maßnahmen 
nach § 45b BNatSchG dargestellt.  
 
Als konkretes Maßnahmenkonzept ist u. a. 
ein System zur Bewirtschaftungsdetektion 
und Abschaltsteuerung (FlexiBird) an allen 
Anlagen vorgesehen; ergänzend werden 
Markierungen und ereignisbezogene Ab-
schaltungen (z. B. Kranichmassenzug) 
empfohlen.  
 
Für Fledermäuse werden Vorkommen und 
Risikoansprache dokumentiert sowie Mo-
nitoring/Algorithmik als geeignete Steue-
rung beschrieben.  
 
Damit ist fachlich belegt, dass artenschutz-
rechtliche Konflikte nicht ignoriert, son-
dern systematisch erfasst und durch geeig-
nete Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen beherrscht werden können. Die 
pauschalen Behauptungen einer unbe-
herrschbaren, großräumigen Schädigung 
werden von der vorliegenden Gutachten-
lage nicht getragen. 
 
Zu „Mikropartikeln“, „Toxizität“, „Asbest-
gleichsetzung“, „SF6“, „Sahara-Sand“ und 
weiteren Behauptungskomplexen 
Mehrere Abschnitte der Eingabe bedienen 
sich wissenschaftlich nicht abgesicherter 
oder stark verzerrter Schlussfolgerungen 
(z. B. Kausalketten zu „unvermeidlicher“ 
großräumiger Kontamination bis hin zu 
Nutzungsverboten landwirtschaftlicher 
Flächen, „Missbildungen neugeborener 
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Tiere“, „Sahara-Sand durch Windparks“). 
Teilweise werden Quellen pauschal ange-
rufen, ohne diese vorhabenspezifisch 
nachzuweisen oder in den Kontext aner-
kannter fachlicher Bewertungsmaßstäbe 
zu stellen. 
 
Für die Gemeinde ist entscheidend: Der 
Bebauungsplan kann nur auf Basis belast-
barer Erkenntnisse steuern. Die Planunter-
lagen setzen deshalb auf rechtssichere, 
prüf- und vollziehbare Instrumente (u. a. 
Minimierung der Versiegelung, Rückbau-
verpflichtung, immissionsschutzrechtliche 
Prüfregime, artenschutzrechtliche Ver-
meidungsmaßnahmen).  
 
Hypothetische, nicht konkretisierte und 
nicht gutachterlich verifizierte Behauptun-
gen können die Planrechtfertigung nicht 
entkräften. 
 
Dennoch hält die Gemeinde hält es – auch 
aus Gründen der Transparenz – für erfor-
derlich, die Teile der Eingabe, die erkenn-
bar nicht auf sachlicher Auseinanderset-
zung beruhen, klar einzuordnen: 
 
Verschwörungstheoretische Narrative 
ohne Tatsachenkern 
Behauptungen, der Ausbau der Windener-
gie diene gezielt der „wirtschaftlichen Zer-
störung“ der Bevölkerung, werde von 
„nicht gewählter Führungsriege“ gesteu-
ert oder solle Energie künstlich verknap-
pen, stellen keine Tatsachenbehauptun-
gen mit überprüfbarem Gehalt dar, son-
dern weltanschauliche Narrative. Solche 
Deutungen sind weder vorhabenspezifisch 
noch objektivierbar. Sie sind deshalb im 
Bauleitplanverfahren nicht abwägungser-
heblich. 
 
Unbelegte Kausalketten („Sahara-Sand 
durch Windparks“, „Missbildungen“, „Nut-
zungsverbot für Ackerflächen“) 
Die Eingabe reiht Kausalbehauptungen an-
einander, ohne die für eine wissenschaft-
lich belastbare Bewertung erforderlichen 
Elemente (Mengen-/Wirkpfad-/Expositi-
onsnachweise, Dosis-Wirkungs-Beziehun-
gen, plausible Mechanismen, Reprodu-
zierbarkeit). Die behauptete Zurechnung 
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von Saharasandereignissen zu Windparks 
oder die pauschale Behauptung tierischer 
Missbildungen sind fachlich nicht plausibi-
lisiert und werden auch nicht mit belastba-
ren Quellen belegt. Derartige post-hoc-Ar-
gumentationsmuster können eine kom-
munale Planentscheidung nicht tragen. 
 
Infraschall: Abgrenzung zwischen Diskus-
sion und wissenschaftlicher Evidenz 
Die Gemeinde verkennt nicht, dass Infra-
schall in der öffentlichen Debatte eine 
Rolle spielt. Entscheidend ist jedoch der 
wissenschaftlich belastbare Erkenntnis-
stand: Das Umweltbundesamt verweist 
darauf, dass die von Windenergieanlagen 
ausgehenden Infraschallpegel typischer-
weise unterhalb der Wahrnehmungs-
schwelle liegen. 
 
Die WHO-Leitlinien zu Umgebungslärm 
behandeln Windturbinenlärm als Ge-
räuschquelle und stützen Empfehlungen 
auf die Evidenzlage, wobei sich die Diskus-
sion im Kern auf hörbaren Schall/Lästigkeit 
und Schlafbeeinträchtigung bezieht – 
nicht auf die in der Eingabe behaupteten 
Multiorganschäden durch unhörbaren Inf-
raschall.  
 
SF₆: fachliche Einordnung statt Dramatisie-
rung 
Die Eingabe beschreibt SF₆ als permanent 
ausgasenden „größten Klimakiller“ und als 
„hochtoxisch“. Fachlich ist SF₆ vor allem 
wegen seines sehr hohen Treibhauspoten-
tials klimarelevant und deshalb Gegen-
stand strenger Regulierung. Die EU weist 
im Kontext der F-Gas-Regulierung aus-
drücklich auf Verbote/Restriktionen und 
auf die Notwendigkeit von Alternativen 
bzw. eng begrenzten Ausnahmen für SF₆-
haltige Schaltanlagen hin.  
 
Damit ist gerade nicht belegt, dass SF₆ „un-
kontrolliert“ und „permanent“ in relevan-
ten Mengen freigesetzt würde; vielmehr 
besteht ein dichtes Regelungs- und Voll-
zugssystem zur Emissionsminimierung 
und Substitution. Pauschale Dramatisie-
rungen ohne anlagen- und standortspezifi-
sche Nachweise sind abwägungsrechtlich 
nicht belastbar. 
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„Mikropartikel/Asbestgleichsetzung“: An-
forderungen an wissenschaftliche Nach-
weise 
Die Eingabe setzt Abriebpartikel aus Ro-
torblattmaterialien pauschal mit Asbest 
gleich und behauptet zwangsläufige, groß-
räumige Kontamination bis hin zu künfti-
gen Nutzungsverboten. Eine solche Gleich-
setzung ist ohne substantiierte toxikologi-
sche und umweltpfadbezogene Nach-
weise nicht tragfähig. Für eine abwägungs-
relevante Bewertung wären u. a. erforder-
lich: quantifizierte Emissionsraten, räumli-
che Deposition, Bioverfügbarkeit, toxiko-
logische Schwellen, standortbezogene Ex-
position und belastbare Belege für kon-
krete Schäden. Solche Nachweise werden 
nicht vorgelegt. Demgegenüber stehen im 
Plan nachvollziehbare Minimierungs- und 
Reversibilitätsinstrumente (Versicke-
rungsfähigkeit, Rückbaupflicht, 
Repowering-Kopplung) sowie die Überwa-
chungs- und Nebenbestimmungsmöglich-
keiten des Fachrechts. 
 
Zu Haftungsforderungen, „Vollhaftung“ 
politischer Entscheidungsträger und 
Bürgschaften 
Die Forderung nach einer „Vollhaftungs-
übernahme“ durch politische Entschei-
dungsträger sowie nach Bürgschaften in 
Milliardenhöhe ist im Bebauungsplanver-
fahren weder rechtlich vorgesehen noch 
abwägungserheblich. Der Bebauungsplan 
ist ein normatives Planungsinstrument; 
persönliche Haftungstatbestände entste-
hen daraus nicht. Soweit Sicherungen für 
Rückbau und Folgelasten erforderlich sind, 
werden diese typischerweise im Genehmi-
gungs- und Vollzugsregime (BImSchG/ Ne-
benbestimmungen, vertragliche Sicherun-
gen) geregelt. Im Plan selbst ist die Rever-
sibilität zudem durch die befristete Fest-
setzung und Rückbaupflicht abgesichert.  
 
Die in der Eingabe gesetzte Frist „3x 72 
Stunden“ entfaltet keine rechtliche Bin-
dung für das Verfahren; die Gemeinde ist 
an die gesetzlichen Verfahrensfristen ge-
bunden. 
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Zusammenfassende Abwägung  
 
Die Gemeinde stellt fest, dass die Eingabe 
zwar eine Vielzahl von Themen anspricht, 
jedoch in weiten Teilen aus rechtlich irre-
levanten, nicht substantiierten oder wis-
senschaftlich nicht belastbaren Behaup-
tungen besteht und teils verschwörungs-
theoretische Deutungen enthält (z. B. ziel-
gerichtete Verarmung der Bevölkerung, 
perfide Motive bei fehlender Stromablei-
tung). Solche Argumentationsmuster sind 
für die bauplanungsrechtliche Beurteilung 
nicht geeignet. 
 
Die abwägungserheblichen Aspekte der 
Eingabe (insbesondere Schall, Schatten, 
Landschaftsbild, Artenschutz, Boden/Was-
ser, Sicherheit) sind demgegenüber be-
reits Gegenstand der Planunterlagen und 
der herangezogenen Fachgutachten. Die 
Begründung zeigt nachvollziehbar, dass 
die Gemeinde die betroffenen Schutzgüter 
ermittelt und bewertet hat; zentrale Kon-
flikte werden durch verbindliche Festset-
zungen (u.a. Schattenabschaltung, wasser-
durchlässige Wege) sowie durch den 
Repowering-Ansatz mit Rückbaukopplung 
planerisch entschärft und im Übrigen im 
nachgelagerten Genehmigungsverfahren 
rechtssicher geregelt. 
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
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BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND 
SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER 
BELANGE GEM. § 4 ABS. 1 BAUGB UND 
ABSTIMMUNG MIT DEN 
NACHBARGEMEINDEN GEM. § 2 ABS. 2 
BAUGB 

  

Alle relevanten Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange und Nachbargemein-
den wurden mit Schreiben vom 10.07.2025 
angeschrieben und um Stellungnahme gem. § 
4 Abs. 1 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB gebeten. 
Folgende Stellungnahmen und Anregungen 
wurden zur Änderung des Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes „Windpark Wehingen-
Tünsdorf“ zum Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan „Repowering – Windpark Wehingen 
/ Tünsdorf“ vorgebracht, zu der hinsichtlich 
der Abwägung (gem. § 1 Abs. 7 BauGB) wie 
folgt Stellung genommen wird: 
 

  

 
10 DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 

Pirmasenser Straße 65 
67655 Kaiserslautern 

 
Schreiben vom 14.07.2025 
 
„die Telekom Deutschland GmbH (nachfol-
gend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-
rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 
Abs.1TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Drit-
ter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung: 
 
Bitte beachten Sie bei Ihren weiteren Planun-
gen, dass die Telekom ggf. nicht verpflichtet 
ist, den Windkraftpark/ die Windkraftanlage 
an ihr öffentliches Telekommunikationsnetz 
anzuschließen. 
 
Bei Konkretisierung Ihrer Planungen durch ei-
nen Bebauungsplan ist eine Planauskunft und 
Einweisung von unserer zentralen Stelle einzu-
fordern: 
 
 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwen-
dungen gegen die Planung. Die Hinweise 
betreffen ausschließlich Aspekte der nach-
gelagerten Planung und Ausführung (Tele-
kommunikationsanschluss, Planauskunft, 
Leitungsschutz, mögliche Richtfunktras-
sen). 
 
Der Hinweis, dass keine Verpflichtung zum 
Anschluss an das Telekommunikations-
netz besteht, betrifft nicht die bauleitpla-
nerische Zulässigkeit und ist daher nicht 
abwägungsrelevant. 
 
Erforderliche Planauskünfte sowie Abstim-
mungen zum Leitungsschutz sind im Zuge 
der weiteren Projektkonkretisierung vor-
zunehmen. 
 
Eine Beteiligung zu möglichen Richtfunk-
belangen erfolgt im nächsten formellen 
Verfahrensschritt. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH  
Zentrale Planauskunft Südwest 
Chemnitzer Str. 2  
67433 Neustadt a.d. Weinstr.  
E-Mail: planauskunft.suedwest@telekom.de 
 
Weiterhin weisen wir daraufhin, dass sich 
Auskünfte über Richtfunkstrecken einholen 
sind. Als zentrale Adresse empfehlen wir die 
Kontaktdaten zum Thema RiFu Trassenschutz 
(Beteiligung Träger öffentlicher Belange): 
 
Telekom BekA Trassenschutz  
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
E-Mail: richtfunk-trassenauskunft-dt-
gmbh@telekom.de 
 
Sollte der weitere Verfahrensverlauf ergeben, 
dass Belange der Telekom - z.B. das Eigentum 
der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres 
Netzes sowie ihre Vermögensinteressen - kon-
kret berührt sind, behalten wir uns vor, unsere 
Interessen wahrzunehmen und entsprechend 
auf das Verfahren einzuwirken. Aus diesem 
Grunde bitten wir Sie um Beteiligung bei den 
weiteren Planungen.“ 
 

Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
 

 
21 LANDESAMT FÜR UMWELT- UND 

ARBEITSSCHUTZ 
Don-Bosco-Straße 1 
66119 Saarbrücken 

 
Schreiben vom 21.08.2025 
 
„die Gemeinde Mettlach hat das Verfahren 
zur Änderung des Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes „Windpark Wehingen-Tüns-
dorf“ zum Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Repowering - Windpark Wehingen-
Tünsdorf“ eingeleitet, um die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für das Repowering 
des bestehenden Windparks zu schaffen. Vor-
gesehen ist der Rückbau der veralteten Be-
standsanlagen und die Errichtung von sechs 
modernen Windenergieanlagen des Typs 
Enercon E-175 EPS E2. 
 
Zu der o.a. Änderung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes „Windpark Wehingen-

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:richtfunk-trassenauskunft-dt-gmbh@telekom.de
mailto:richtfunk-trassenauskunft-dt-gmbh@telekom.de
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Tünsdorf“ zu Vorhabenbezogener Bebauungs-
plan „Repowering - Windpark Wehingen / 
Tünsdorf' nehmen wir aus fachtechnischer 
Sicht unseres Hauses wie folgt Stellung und 
bitten, die aufgeführten Hinweise und Anmer-
kungen zu berücksichtigen. 
 
Naturschutz 
Die vorgelegten Gutachten incl. die aus dem 
parallellaufenden BImSchG-Verfahren sind bis 
auf die noch zu erarbeitenden Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen in der Form von Festset-
zungen im Bebauungsplan vollständig und 
prüffähig. 
 
Für die finale Umweltprüfung ist das entspre-
chende Gutachten in seiner abgeschlossenen 
Version im weiteren Verfahren vorzulegen. 
 
Bei der Erstellung des Umweltberichts sind die 
bisher noch nicht verschrifteten Kapitel (z.B. 
Landschaftsbild) zu ergänzen, im Einzelnen 
handelt es sich dabei um: 
 
Beschreibung der geplanten Vermeidungs-, 
Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen, 
festgesetzte Maßnahmen des Bebauungs-
plans (Hinweis: alle eingriffsbezogenen Maß­ 
nahmen sowie artenschutzrechtlichen Erfor-
dernisse sind als verbindliche Festsetzungen 
im B-Plan oder alternativ in Form eines städ-
tebaulichen Vertrags nach § 11 BauGB vorzu-
sehen, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
sollten spezifisch nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
festgesetzt werden). Alle artenschutzrechtlich 
relevanten Aspekte sind nicht der Abwägung 
durch den Träger der Planungshoheit (Ge-
meinde) zugänglich, d.h. sie sind vollumfäng-
lich und fachlich nachvollziehbar abzuhan-
deln. 
 
Alle weiteren nicht im Bebauungsplan fest-
setzbaren Inhalte (z.B. eventl. Monitoringver-
pflichtungen u.a.) sind im BImSchG-Verfahren 
zu regeln. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Christoph 
Braunberger (Tel: 0681 8500 1152) gerne zur 
Verfügung. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Naturschutz / Umweltbericht 
Das Landesamt bestätigt, dass die vorge-
legten naturschutzfachlichen Gutachten 
einschließlich der Unterlagen aus dem pa-
rallelen immissionsschutzrechtlichen Ver-
fahren grundsätzlich vollständig und prüf-
fähig sind. Ergänzungsbedarf wird hin-
sichtlich der konkreten Ausgestaltung und 
verbindlichen Sicherung der Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen sowie einzelner 
noch zu vervollständigender Kapitel des 
Umweltberichts gesehen. 
 
Die Gemeinde folgt diesen Hinweisen. 
 
Der Umweltbericht wird im weiteren Ver-
fahren in seiner endgültigen Fassung vor-
gelegt. Dabei werden insbesondere die 
bislang noch nicht vollständig ausgearbei-
teten Kapitel ergänzt. Dies betrifft vor al-
lem das Schutzgut Landschaftsbild, für das 
noch darzustellen ist: 
 
• der bestehende Landschaftsraum un-

ter Berücksichtigung der Vorbelastung 
durch die vorhandenen Windenergie-
anlagen, 

• die visuellen Wirkungen der geplan-
ten Repowering-Anlagen (Nah- und 
Fernwirkung, Sichtbeziehungen), 

• die eingriffsmindernde Wirkung des 
Rückbaus der Bestandsanlagen sowie 
der Standortbündelung im Rahmen 
des Repowerings, 

• eine fachliche Gesamtbewertung des 
verbleibenden Eingriffs. 

 
Artenschutz – verbindlich zu sichernde 
Maßnahmen 
 
Auf Grundlage des faunistischen Gutach-
tens und der aktualisierten Maßnahmen-
vorschläge ergeben sich mehrere arten-
schutzrechtlich zwingende Maßnahmen, 
die nicht der planerischen Abwägung zu-
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gänglich sind und daher verbindlich zu si-
chern sind. 
 
Bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen 
(Bodenbrüter) 
Zum Schutz bodenbrütender Vogelarten 
ist sicherzustellen, dass es während der 
Bauphase nicht zu einer Ansiedlung von 
Brutvögeln in den Baufeldern kommt. 
Hierzu sind für den Zeitraum 01.03. bis 
30.09. geeignete Maßnahmen (z. B. regel-
mäßige Bearbeitung der Bauflächen, öko-
logische Baubegleitung) vorzusehen. 
 
Diese Maßnahme wird als Hinweis in den 
Bebauungsplan aufgenommen und über 
einen städtebaulichen Vertrag nach § 11 
BauGB abgesichert. 
 
CEF-Maßnahmen für Bodenbrüter (insbe-
sondere Feldlerche) 
Das Gutachten weist einen dauerhaften 
und temporären Habitatverlust für Boden-
brüter (u.a. Feldlerche) nach und emp-
fiehlt hierfür konkrete vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen. Vorgesehen sind ins-
besondere: 
 
• die Anlage von Blüh-, Bunt- oder 

Schwarzbrachestreifen, 
• die Einrichtung von Lerchenfenstern, 
• unter Einhaltung der gutachterlich be-

nannten Mindestabstände zu Wind-
energieanlagen. 

 
Diese Maßnahmen sind als vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) zu qualifizieren und müssen 
vor Inbetriebnahme der Anlagen wirksam 
umgesetzt sein. 
 
Diese Maßnahme wird ebenfalls als Hin-
weis in den Bebauungsplan aufgenommen 
und über einen städtebaulichen Vertrag 
nach § 11 BauGB abgesichert. 
 
Betriebsbezogene Maßnahmen zum 
Schutz von Großvögeln 
Zum Schutz kollisionsgefährdeter Großvo-
gelarten (insbesondere Rot- und Schwarz-
milan) sind bewirtschaftungsabhängige 
Abschaltungen vorgesehen. Diese erfol-
gen auf Grundlage landwirtschaftlicher 
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Wasser 
 
Bodenschutz 
Aus fachtechnischer Sicht des Bodenschutzes 
sind keine Hinweise oder Anmerkungen zum 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umwelt-
prüfung beizutragen. 
 
In den textlichen Hinweisen des Planentwurfs 
wird unter dem Punkt „Bodenschutz und Rück 
bau, Rückbauverpflichtung" bereits auf die 
Vorlage eines Rückbau- und Verwertungskon-
zeptes im Rahmen des nachgelagerten Ge-
nehmigungsverfahrens verwiesen. Wir bitten 
darüber hinaus den Hinweis aufzunehmen, 
dass beim Rückbau der Bestandsanlagen der 
Leitfaden „Anforderungen des Bodenschutzes 
an den Rückbau von Windenergieanlagen" 
(Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Boden-
schutz 2021) zu beachten ist. 
 
Lärmschutz 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Repowering - Windpark-Wehingen-Tüns-
dorf“ soll die planungsrechtliche Grundlage 
für das Repowering des bestehenden Wind-
parks Wehingen / Tünsdorf geschaffen wer-
den. Gegen dieses Vorhaben bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken des Lärmschutzes. 

Bewirtschaftungsereignisse mittels eines 
Systems zur Bewirtschaftungsdetektion (z. 
B. FlexiBird) an allen geplanten Windener-
gieanlagen. Ergänzend sind ereignisbezo-
gene Abschaltungen bei Massenzugereig-
nissen (z. B. Kranichzug) vorzusehen. 
 
Diese Maßnahmen sind inhaltlich im Be-
bauungsplan zu benennen (Hinweis), die 
konkrete technische Umsetzung (Sensorik, 
Algorithmen, Abschaltparameter) erfolgt 
jedoch im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren. 
 
Fledermäuse 
Für Fledermäuse sind ein Gondelmonito-
ring sowie darauf aufbauende betriebsbe-
zogene Abschaltregelungen vorgesehen. 
Diese Maßnahmen sind betrieblich auszu-
gestalten und daher vollständig dem im-
missionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren zuzuordnen. Ein zusätzli-
cher Festsetzungsbedarf im Bebauungs-
plan ergibt sich insoweit nicht. 
 
 
Bodenschutz 
Aus bodenschutzfachlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken gegen Umfang und Detail-
lierungsgrad der Umweltprüfung. Der Hin-
weis des Landesamtes, beim Rückbau der 
Bestandsanlagen den Leitfaden „Anforde-
rungen des Bodenschutzes an den Rückbau 
von Windenergieanlagen“ (LABO 2021) zu 
beachten, wird aufgegriffen. Ein entspre-
chender Hinweis wird ergänzend in die 
textlichen Hinweise des Bebauungsplans 
aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Lärmschutz 
Aus Sicht des Lärmschutzes bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen 
das Repowering-Vorhaben. Erforderliche 
Auflagen sind im immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren festzule-
gen. Ein zusätzlicher Regelungsbedarf im 
Bebauungsplan ergibt sich nicht. 
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Auflagen zum Repowering werden im eigent-
lichen Genehmigungsverfahren verfasst.“ 

 

Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat nimmt die Stellung-
nahme des Landesamtes für Umwelt- und 
Arbeitsschutz zur Änderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans „Repowering 
– Windpark Wehingen-Tünsdorf“ zur 
Kenntnis. 
 
Die im Rahmen der Stellungnahme vorge-
brachten Hinweise werden im weiteren 
Verfahren berücksichtigt. Insbesondere 
wird 
 
• der Umweltbericht vervollständigt, 

insbesondere zum Schutzgut Land-
schaftsbild, 

• die Umsetzung der bauzeitlichen Ver-
meidungsmaßnahmen sowie der vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF-Maßnahmen) für Bodenbrüter 
als Hinweise in den Bebauungsplan 
aufgenommen und verbindlich über 
einen städtebaulichen Vertrag nach § 
11 BauGB abgesichert, 

• klargestellt, dass betriebsbezogene 
artenschutzrechtliche Maßnahmen 
(u. a. Abschaltungen zum Schutz von 
Großvögeln und Fledermäusen) im 
immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren festzulegen sind, 

• ein ergänzender Hinweis zum Boden-
schutz beim Rückbau der Bestandsan-
lagen in die textlichen Hinweise des 
Bebauungsplans aufgenommen. 

 
Aufzunehmende Hinweise im Wortlaut: 
 
Artenschutzrechtliche Hinweise 
 
CEF-Maßnahmen für Bodenbrüter (Rege-
lung über städtebaulichen Vertrag) 
Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG 
sind für die durch das Vorhaben betroffe-
nen Bodenbrüter (insbesondere Feldler-
che) vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF-Maßnahmen) umzusetzen. 
 
Die CEF-Maßnahmen sind vor Inbetrieb-
nahme der Windenergieanlagen wirksam 
herzustellen und verbindlich über einen 
städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB 
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zwischen der Gemeinde und dem Vorha-
benträger zu regeln. Der städtebauliche 
Vertrag hat insbesondere folgende Min-
destanforderungen sicherzustellen: 
 
• Anlage von strukturreichen Brache- 

bzw. Blühflächen in einem Mindest-
umfang von 0,3 ha, 

• Anlage von mindestens 30 Lerchen-
fenstern (je ca. 20 m²) in landwirt-
schaftlich genutzten Ackerflächen, 
verteilt auf mindestens 7,5 ha Bewirt-
schaftungsfläche (bei maximal 4 Ler-
chenfenstern pro Hektar), 

• Lage der Maßnahmenflächen außer-
halb unmittelbarer Wirkzonen der 
Windenergieanlagen und entspre-
chend den fachgutachterlichen Vorga-
ben, 

• Sicherstellung der dauerhaften Wirk-
samkeit der Maßnahmen über die Be-
triebsdauer der Windenergieanlagen, 

• Regelungen zu Pflege, Kontrolle und 
Nachsteuerung, falls die ökologische 
Zielwirkung nicht erreicht wird. 

 
Die konkrete räumliche Lage der Maßnah-
menflächen sowie deren Bewirtschaftung 
und Unterhaltung werden im städtebauli-
chen Vertrag festgelegt. Die Maßnahmen 
sind an die Ergebnisse des faunistischen 
Gutachtens anzupassen und im Rahmen 
des immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens nachzuweisen. 
 
Bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen 
zum Schutz von Bodenbrütern (Regelung 
über städtebaulichen Vertrag) 
Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG 
sind während der Bauphase geeignete 
Maßnahmen zum Schutz bodenbrütender 
Vogelarten umzusetzen. 
 
Die Maßnahmen sind verbindlich über ei-
nen städtebaulichen Vertrag nach § 11 
BauGB zu regeln und haben insbesondere 
sicherzustellen: 
 
• Vermeidung der Ansiedlung von Bo-

denbrütern in den Baufeldern im Zeit-
raum 01.03. bis 30.09., 
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• Durchführung geeigneter Maßnah-
men (z. B. regelmäßige Bearbeitung 
der Flächen, ökologische Baubeglei-
tung), 

• fachliche Begleitung und Dokumenta-
tion der Maßnahmen. 

 
Die Maßnahmen sind vor Beginn der Bau-
arbeiten festzulegen und während der 
Bauphase umzusetzen. 
 
Betriebsbezogene Abschaltungen zum 
Schutz kollisionsgefährdeter Großvogelar-
ten (Regelung im immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren) 
Zum Schutz kollisionsgefährdeter Großvo-
gelarten (insbesondere Rotmilan und 
Schwarzmilan) sind betriebsbezogene Ab-
schaltmaßnahmen umzusetzen. 
 
Die konkrete Ausgestaltung erfolgt im im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren und umfasst insbesondere: 
 
• bewirtschaftungsabhängige Abschal-

tungen bei relevanten landwirtschaft-
lichen Ereignissen, 

• Einsatz eines Systems zur Bewirtschaf-
tungsdetektion an allen Windenergie-
anlagen, 

• Anpassung der Abschaltregelungen an 
die fachgutachterlichen Vorgaben. 

 
Die Maßnahmen sind Bestandteil der Ge-
nehmigung und während der gesamten 
Betriebsdauer einzuhalten. 
 
Ereignisbezogene Abschaltungen bei Mas-
senzugereignissen (z. B. Kranichzug) (Re-
gelung im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren) 
Zum Schutz ziehender Vogelarten sind bei 
Massenzugereignissen (z. B. Kranichzug) 
geeignete Abschaltmaßnahmen vorzuse-
hen. 
 
Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens und umfasst insbesondere: 
 
• zeitlich begrenzte Abschaltungen bei 

dokumentierten Massenzugereignis-
sen, 
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• Nutzung geeigneter Monitoring- und 
Meldesysteme, 

• Anpassung der Maßnahmen an aktu-
elle fachliche Erkenntnisse. 

 
Maßnahmen zum Schutz von Fledermäu-
sen (Regelung im immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren) 
Zum Schutz von Fledermäusen sind be-
triebsbezogene Schutzmaßnahmen umzu-
setzen. 
 
Diese Maßnahmen werden im immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfah-
ren verbindlich geregelt und umfassen ins-
besondere: 
 
• Durchführung eines Gondelmonito-

rings an ausgewählten Windenergie-
anlagen, 

• Ableitung standortspezifischer Ab-
schaltalgorithmen auf Grundlage der 
Monitoring-Ergebnisse, 

• Anpassung der Abschaltregelungen im 
Verlauf der Betriebsphase, soweit er-
forderlich. 

 
Ein zusätzlicher Regelungsbedarf im Be-
bauungsplan besteht insoweit nicht. 
 
Allgemeiner Hinweis zur rechtlichen Siche-
rung 
Die genannten artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen dienen der Vermeidung von 
Verbotstatbeständen gemäß § 44 
BNatSchG. Soweit sie nicht als Festsetzun-
gen im Bebauungsplan aufgenommen 
werden können oder sollen, sind sie ver-
bindlich über den städtebaulichen Vertrag 
bzw. das immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigungsverfahren sicherzustellen. 
 
Bodenschutz und Rückbau von Windener-
gieanlagen 
 
Beim Rückbau der Bestandsanlagen sind 
die Anforderungen des Bodenschutzes zu 
beachten. Insbesondere ist der Leitfaden 
„Anforderungen des Bodenschutzes an den 
Rückbau von Windenergieanlagen“ der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Boden-
schutz (LABO, 2021) in der jeweils gelten-
den Fassung anzuwenden. 
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Die Einzelheiten der Rückbau- und Ver-
wertungsmaßnahmen sind im Rahmen des 
nachgelagerten immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens festzule-
gen. 
 

 
29 MINISTERIUM FÜR INNERES, BAUEN UND 

SPORT, ABTEILUNG OBB1 
Halbergstraße 50 
66121 Saarbrücken 

 
Schreiben vom 27.08.2025 
 
„vorliegende Planung dient der Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zum 
Repowering des bestehenden Windparks We-
hingen/Tünsdorf. Vorgesehen ist der Rückbau 
der 11 veralteten Bestandsanlagen und die Er-
richtung von sechs modernen Windenergiean-
lagen zur deutlichen Steigerung der Energie-
erzeugung. Hierzu muss der derzeit rechts-
kräftige Vorhabenbezogene Bebauungsplan 
aus dem Jahre 1999 geändert werden. 
 
Bauleitpläne sind gemäß§ 1 Abs. 4 Baugesetz-
buch (BauGB) den Zielen der Raumordnung 
anzupassen. Diese sind für das Saarland im 
Landesentwicklungsplan, Teilabschnitte „Um-
welt" und „Siedlung“, festgelegt. Der LEP, Teil-
abschnitt „Siedlung", trifft keine konkreten 
Zielaussagen zur vorliegenden Planung. Aller-
dings befindet sich der nördliche und nordöst-
liche Teil des Geltungsbereiches innerhalb ei-
nes laut LEP, Teilabschnitt „Umwelt", festge-
legten Vorranggebietes für Landwirtschaft 
(VL). In Vorranggebieten geht die landwirt-
schaftliche Nutzung allen anderen Nutzungen 
vor. Die Inanspruchnahme landwirtschaftli-
cher Vorranggebiete für Siedlungstätigkeiten 
ist unzulässig. Allerdings lässt der LEP unter 
Ziel 53 die Errichtung von Windkraftanlagen 
grundsätzlich als Ausnahme zu, wenn die 
Standorte mit den Erfordernissen der Land-
wirtschaft abgestimmt sind. 
 
Dies ist im vorliegenden Fall gegeben. Bei der 
Planung der geplanten Windkraftanlagen 
wurden die Belange der Landwirtschaft be-
rücksichtigt. Es wird sichergestellt, dass die 
landwirtschaftliche Nutzung der Flächen - ab-
gesehen vom direkten Umfeld der Anlagen - 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anpassung der Planung an die Ziele der 
Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB ist 
erfolgt. Zwar liegt ein Teil des Plangebietes 
innerhalb eines im Landesentwicklungs-
plan festgelegten Vorranggebietes für 
Landwirtschaft; der LEP lässt die Errich-
tung von Windenergieanlagen in diesen 
Bereichen jedoch ausdrücklich zu, sofern 
die Standorte mit den Belangen der Land-
wirtschaft abgestimmt sind. Diese Voraus-
setzungen sind im vorliegenden Fall er-
füllt. Die landwirtschaftliche Nutzung 
bleibt – abgesehen vom unmittelbaren An-
lagenumfeld – erhalten; Zufahrten und Be-
wirtschaftungsmöglichkeiten werden 
nicht beeinträchtigt. Landesplanerische 
Ziele stehen der Planung daher nicht ent-
gegen. 
 
Der Hinweis zur frühzeitigen Abstimmung 
ggf. erforderlicher externer Kompensati-
onsmaßnahmen mit der Landesplanungs-
behörde wird im weiteren Verfahren be-
rücksichtigt. 
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
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uneingeschränkt möglich bleibt. Auch die bis-
herigen Zufahrts- und Zugangsmöglichkeiten 
zu den Flächen werden durch die Errichtung 
der Anlagen nicht beeinträchtigt. Landespla-
nerische Zielfestlegungen stehen dem Vorha-
ben somit nicht entgegen. 
 
Im Hinblick auf möglicherweise entgegenste-
hende Ziele der Raumordnung bitte ich die ge-
mäß den Angaben in Begründung und Um-
weltbericht ggf. erforderlichen externen Kom-
pensationsmaßnahmen zum Ausgleich des 
mit der Planung vorbereiteten Eingriffs im 
Vorfeld der Einleitung weiterer Verfahrens-
schritte auf dem kurzen Dienstweg mit der 
Landesplanungsbehörde abzustimmen.“ 

 

 

 
31 MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, 

INNOVATION, DIGITALES UND ENERGIE 
Franz-Josef-Räder-Straße 17 
66119 Saarbrücken 

 
Schreiben vom 18.08.2025 
 
„zu den im Betreff angeführten Planverfahren 
äußern sich die Fachreferate des Ministeriums 
für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Ener-
gie wie folgt: 
 
Referat für Grundsatzfragen der Energiepoli-
tik:  
Wir begrüßen das geplante Repowering-Vor-
haben im "Windpark Wehingen-Tünsdorf". 
 
Im Zuge von Energiewende und Klimaschutz 
hat der Ausbau der Windenergie eine hohe 
Priorität im Saarland. Das Saarländische Flä-
chenzielgesetz (SFZG) setzt das Windenergie-
flächenbedarfsgesetz (WindBG) des Bundes 
um und weist den Gemeinden Zielwerte für 
die Ausweisung von Windenergieflächen zu. 
Insbesondere die effiziente Nutzung von Flä-
chen ist nötig, um entsprechende Erzeugungs-
kapazitäten im Saarland erreichen zu können. 
 
Durch Festsetzungen für die Standorte von 
Windenergieanlagen im Bebauungsplan wird 
die Nutzung der Windenergie auf dem Be-
schleunigungsgebiet "Westlich Wehingen" 
stark eingeschränkt. Für das SFZG können nur 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis und teilt die grundsätzliche 
Einschätzung des Ministeriums zur Bedeu-
tung des Repowering-Vorhabens für Ener-
giewende, Klimaschutz und die Zielerrei-
chung nach dem Saarländischen Flächen-
zielgesetz (SFZG). 
 
 
 
Flächenanrechnung nach dem SFZG / 
WindBG 
Der Hinweis des Ministeriums, dass stand-
ortbezogene Festsetzungen im Bebau-
ungsplan zu einer geringeren anrechenba-
ren Fläche führen könnten, wird zur 
Kenntnis genommen und wie folgt einge-
ordnet: 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
trifft keine Rotor-In- oder Rotor-Out-Fest-
legung. Diese Zuordnung ist kein Rege-
lungsgegenstand der verbindlichen Bau-
leitplanung, sondern Teil der flächenbezo-
genen Bilanzierung nach WindBG auf 
Ebene der Raumordnung bzw. des Flä-
chennutzungsplans. 
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Flächen angerechnet werden, die für die Nut-
zung der Windenergie geeignet sind und für 
die Nutzung vorrangig und vollumfänglich zur 
Verfügung stehen. Dementsprechend verrin-
gert sich nach derzeitiger Bewertung die anre-
chenbare Fläche für das SFZG in Mettlach 
durch die Festsetzungen des Bebauungsplans 
deutlich. 
 
Die Planung sollte zumindest dahingehend ge-
prüft werden, ob eine Rotor-Out-Nutzung 
möglich ist. Mit einer Rotor­Innerhalb-Pla-
nung wird die Fläche nach § 4 Absatz 3 
WindBG mit einem Abzug von 75 Metern nach 
innen berechnet. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie führt diese Berechnun-
gen auf Grundlage der durch die Länder zu 
übermittelnden GIS-Planungsdaten durch. 
Der Nachweis über die Darstellung als Rotor-
Out- oder Rotor-In-Planung ist durch den 
Plangeber in den Metadaten nachzuweisen. 
Eine Rotor-Out-Planung ist dementsprechend 
bei Vorliegen der planerischen und rechtlichen 
Voraussetzungen empfehlenswert. 
 
Die Überprüfung der Fläche mittels der Wind-
flächenpotenzialstudie Saarland 2024 ergab 
Folgendes: 
 
Zwei vorgesehener Standort-Bereiche im Sü-
den liegen im Ausschluss der Landesstudie we-
gen der Nähe zur Wohnbebauung in Frank-
reich. Von dem für die Landesstudie erforder-
lichen Ausschluss kann auf kommunaler 
Ebene abgesehen werden. Die bestehenden 
Altanlagen befinden sich ebenfalls in diesem 
Ausschluss, eine Beteiligung der Grenzregion 
sollte dennoch erfolgen, falls noch nicht ge-
schehen.“ 

 

Richtig ist, dass der Bebauungsplan die Zu-
lässigkeit von Windenergieanlagen stand-
ortbezogen über ausgewiesene Anlagen-
standorte bzw. Sondergebiets-/Baufens-
terflächen regelt. Dies ist verfahrens- und 
vorhabenbedingt typisch für einen vorha-
benbezogenen Bebauungsplan, insbeson-
dere im Repowering, und dient der rechts-
sicheren Steuerung der Anlagenlagen, Ne-
benanlagen und Erschließung. 
 
Diese standortbezogene Festsetzung be-
deutet jedoch keine „Einschränkung“ der 
Windenergienutzung im energiepoliti-
schen Sinne, sondern eine städtebaulich 
erforderliche Konkretisierung, um Kon-
flikte (Erschließung, Immissionsschutz, Na-
tur- und Artenschutz, Rückbauverpflich-
tung) planungsrechtlich geordnet zu be-
wältigen. Das Plangebiet bleibt funktional 
auf die Windenergienutzung ausgerichtet; 
außerhalb der festgelegten Standorte wer-
den keine konkurrierenden Nutzungen 
planungsrechtlich vorbereitet. 
 
Soweit die Flächenbilanzierung nach 
WindBG/SFZG für die Anrechenbarkeit auf 
„vorrangige und vollumfängliche Verfüg-
barkeit“ abstellt, betrifft dies die überge-
ordnete Flächenkulisse (FNP / Regional-
planung) und die dort verwendeten GIS-
/Metadaten. Der Bebauungsplan ersetzt 
diese Kulisse nicht, sondern konkretisiert 
das Repowering im vorhandenen Wind-
parkbereich. 
 
Hinweise der Windflächenpotenzialstu-
die 2024 / Grenzraum 
Die Hinweise zu zwei südlichen Standort-
bereichen in Nähe französischer Wohnbe-
bauung werden zur Kenntnis genommen. 
Die zugrunde gelegten Ausschlusskriterien 
der Landesstudie sind für die kommunale 
Bauleitplanung nicht unmittelbar bindend. 
Eine grenzüberschreitende Beteiligung der 
betroffenen Gemeinden wurde durchge-
führt. 
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
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32 NABU SAARLAND E. V. 

Antoniusstraße 18 
66822 Lebach 

 
Schreiben vom 18.08.2025 
 
„der NABU Saarland e.V. bedankt sich für die 
Beteiligung an o.g. Verfahren. 
 
Repowering bezeichnet den Ersatz älterer 
Windkraftanlagen durch leistungsstärkere, 
effizientere und meist größere Anlagen. Aus 
naturschutzfachlicher Sicht ist dies differen-
ziert zu bewerten. 
 
Vorteile des Repowerings: 
 
• Reduktion der Anlagenzahl: Durch höhere 

Einzelleistungen können oft weniger neue 
Anlagen errichtet werden, was die Flä-
cheninanspruchnahme verringert. 

• Effizienzsteigerung: Neue Anlagen erzeu-
gen deutlich mehr Strom bei geringerer 
Wartung. 

• Technische Fortschritte: Moderne Wind-
räder sind häufig leiser, besser regelbar 
und können artenschutzgerecht gesteuert 
werden. 

• Vermeidung neuer Standorte: Beste-
hende Flächen werden weitergenutzt, zu-
sätzlicher Flächenverbrauch entfällt. 
 

Nachteile des Repowerings: 
 
• Größere Anlage n= stärkere Eingriffe: 

Neue Windräder sind deutlich höher und 
greifen stärker in das Landschaftsbild so-
wie in die Lebensräume von Vögeln und 
Fledermäusen ein. 

• Verlängerung der Standortnutzung: Der 
Eingriff wird über Jahrzehnte hinaus ze-
mentiert. 

• Erhöhte Gefährdung von Arten: Beson-
ders Großvögel und Fledermäuse sind 
durch größere Höhen und Rotorflächen 
stärker gefährdet. 

• Verbleibende Infrastruktur: Kranstellflä-
chen, Wege und Kabeltrassen bleiben be-
stehen oder werden ausgebaut. 

 
 
 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis und teilt die grundsätzliche 
Einschätzung, dass Repowering-Vorhaben 
aus naturschutzfachlicher Sicht differen-
ziert zu bewerten sind. 
 
 
 
 
Bewertung des Repowerings 
 
Die vom NABU benannten Vorteile des 
Repowerings werden von der Gemeinde 
ausdrücklich bestätigt. Die vorliegende 
Planung verfolgt gerade das Ziel, durch 
den Rückbau von Bestandsanlagen und die 
Errichtung weniger, leistungsstärkerer An-
lagen eine Bündelung der Windenergie-
nutzung zu erreichen, zusätzliche Stand-
orte zu vermeiden und die Flächeneffizi-
enz deutlich zu erhöhen. Dies entspricht 
sowohl energie- als auch naturschutzfach-
lichen Zielsetzungen. 
 
 
 
Auch die vom NABU aufgeführten potenzi-
ellen Nachteile des Repowerings sind der 
Gemeinde bewusst. Die Planung trägt die-
sen Aspekten Rechnung, indem sie: 
 
• die Anlagenzahl gegenüber dem Be-

stand reduziert, 
• artenschutzrechtliche Konflikte auf 

Grundlage aktueller faunistischer Gut-
achten ermittelt, 

• verbindliche Vermeidungs-, Minde-
rungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
vorsieht, 

• betriebsbezogene Steuerungsmög-
lichkeiten (z. B. Abschaltungen, Moni-
toring) berücksichtigt, 

• die dauerhafte Standortnutzung pla-
nerisch ordnet und nicht ausweitet. 

 
Die damit verbundenen Eingriffe werden 
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Zusätzlicher Hinweis zur Entsorgung von Alt-
anlagen: 
Wie mehrfach berichtet wurde - unter ande-
rem im BR-Beitrag vom 21.07.2024 - besteht 
häufig das Problem, dass Rotorblätter und An­ 
lagenteile nicht zeitnah abtransportiert wer-
den. Der Großteil der alten Rotorblätter wird 
in Müllverbrennungsanlagen entsorgt, deren 
Filter durch die Mengen schnell überlastet 
sind. Dadurch verzögert sich die Entsorgung 
erheblich, und die Rotorblätter lagern oft über 
lange Zeit auf den Baustellen, bis die Kapazi-
täten verfügbar sind. 
 
Für negative Schlagzeilen sorgte zudem ein 
Fall aus der Oberpfalz, bei dem ein Entsor-
gungsunternehmen Rotorblätter und Ver-
bundstoffe illegal in Tschechien deponiert 
hatte - ebenfalls Thema im oben genannten 
Bericht. 
 
Diese Beispiele zeigen den dringenden Bedarf 
an klar geregelten, überwachten und ökolo-
gisch verantwortlichen Entsorgungswegen im 
Rahmen von Rückbau und Repowering. 
 
Fazit: 
Repowering kann unter bestimmten Bedin-
gungen einen Beitrag zur umweltgerechten 
Energiewende leisten. Voraussetzung ist je-
doch, dass der Rückbau der Altanlagen fach-
gerecht, umweltverträglich und lückenlos do-
kumentiert erfolgt. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass Windenergie nicht nur im Be-
trieb, sondern auch über ihren gesamten Le-
benszyklus hinweg natur- und klimaschonend 
bleibt. 
 
Dabei sind die Vorgaben des Umweltbundes-
amts strikt einzuhalten." 
 

nicht verkannt, sind jedoch fachlich be-
wertet und planerisch bewältigt. 
 
Rückbau und Entsorgung der Altanlagen 
 
Der Hinweis des NABU zur fachgerechten 
Entsorgung von Altanlagen, insbesondere 
von Rotorblättern und Verbundstoffen, 
wird zur Kenntnis genommen. Die Ge-
meinde teilt die Auffassung, dass der Rück-
bau und die Entsorgung ordnungsgemäß, 
umweltverträglich und nachvollziehbar zu 
erfolgen haben. 
 
Diese Belange sind jedoch nicht Gegen-
stand der verbindlichen Bauleitplanung, 
sondern Teil des nachgelagerten Geneh-
migungs- und Vollzugsregimes. Der Bebau-
ungsplan enthält bereits eine Rückbauver-
pflichtung; die konkrete Ausgestaltung der 
Rückbau-, Verwertungs- und Entsorgungs-
wege sowie deren Überwachung erfolgt 
im immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren auf Grundlage der ein-
schlägigen fachrechtlichen Vorgaben (u. a. 
Abfall- und Bodenschutzrecht). Die Beach-
tung der jeweils geltenden Vorgaben, ein-
schließlich der fachlichen Empfehlungen 
des Umweltbundesamtes, ist dabei sicher-
zustellen. 
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45 VSE VERTEILNETZ GMBH 

Postfach 10 32 51 
66032 Saarbrücken 

 
Schreiben vom 23.07.2025 
 
„der Geltungsbereich des „Windpark Wehin-
gen/Tünsdorf" befindet sich teilweise im 
Schutzstreifen unserer o.g. Hochspannungs-
freileitung, dessen Breite im betroffenen Be-
reich 50 m (25 m beiderseits der Leitungs-
achse) beträgt. In die beigefügte Ablichtung 
des Übersichtsplans, M 1:7500, haben wir den 
Verlauf der Freileitung einschließlich Schutz-
streifen eingetragen. Sofern Sie für die Über-
nahme unsere Anlagen in Ihre Planung unsere 
Bestandsunterlagen in digitaler Form benöti-
gen sollten, bitten wir Sie, sich unter Bezug auf 
dieses Schreiben direkt mit unserer OE VNS 
ND, Herrn Henrich, Tel. 06814030-1242 oder 
bert.henrich@vse-verteilnetz.de, in Verbin-
dung zu setzen. 
 
Gemäß DIN EN 50341-2-4 (VDE 0210-2-
4):2019-09, Kap. 5.9.3 DE.2, Abstände zu 
Windenergieanlagen, sind für die Beurteilung 
der Zulässigkeit eines freileitungsnahen WEA-
Standortes zwei Kriterien von Belang: 
 
1. Mindestabstände zur Turmachse der 

Windenergieanlage (Kap. 5.9.3, DE 2.1) 
2. Nachweise zur Nachlaufströmung von 

Windenergieanlagen (Kap. 5.9.3, DE 2.2) 
 
Der erforderliche waagerechte Abstand zwi-
schen dem äußersten ruhenden Seil der Frei-
leitung und der Turmachse der geplanten 
Windenergieanlage berechnet sich als  
 
α WEA = 0,5 x DWEA + αRaum + αLTG  
 
und beträgt für den geplanten Anlagentyp 
(DWEA= Rotordurchmesser der WEA = 175m) 
und bei dem bei einer Betriebsspannung von 
110 kV vorgegebenem waagerechten span-
nungsabhängigen Mindestabstand αLTG = 20 
m - mindestens 107,5 m zum äußeren Leiter-
seil bzw. mindestens 115 m zur Leitungsachse, 
wobei sich bei dieser Betrachtung der Stand-
ort des Krans bei der Montage der WEA auf 
der der Freileitung abgewandten Seite der 

  

 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme 
der VSE Verteilnetz GmbH zur Kenntnis. 
 
Der Verlauf der 110-kV-Hochspannungs-
freileitung einschließlich des zugehörigen 
Schutzstreifens ist bereits in der Planzeich-
nung sowie in Kapitel 5.11.2 der Begrün-
dung nachrichtlich dargestellt. Der dort 
dargestellte Schutzabstand (bisher 116 m) 
wird im weiteren Verfahren einheitlich auf 
115 m zur Leitungsachse angepasst und 
entspricht damit dem nach DIN EN 50341-
2-4 (VDE 0210-2-4) rechnerisch ermittel-
ten Mindestabstand für den vorgesehenen 
Anlagentyp. Die Stellungnahme bestätigt, 
dass dieser Abstand für alle geplanten 
Windenergieanlagenstandorte augen-
scheinlich eingehalten wird. 
 
Die Gemeinde stellt klar, dass es sich bei 
der Darstellung der Freileitung und des 
Schutzabstandes um eine nachrichtliche 
Übernahme gemäß § 9 Abs. 6 BauGB han-
delt. Eine weitergehende technische oder 
betriebliche Regelung von Abständen ist 
nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 
 
Die von der VSE benannten weitergehen-
den Anforderungen (u.a. Nachweise zur 
Nachlaufströmung, Festlegung von Mon-
tagekranstandorten, Bau- und Transport-
wege, Detailabstimmungen zur Errichtung 
des Umspannwerks) betreffen ausschließ-
lich die konkrete Genehmigungs- und Aus-
führungsebene und sind sachgerecht im 
nachgelagerten immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren zu regeln. 
 
Vor diesem Hintergrund wird der Bebau-
ungsplan einschließlich Begründung re-
daktionell angepasst, um eine einheitliche 
Darstellung der Schutzabstände sicherzu-
stellen und die Abgrenzung zwischen 
nachrichtlicher Übernahme, Hinweisen 
und Genehmigungsebene klarzustellen. 
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WEA befindet und damit αRaum = benötigter 
Arbeitsraum= 0 m ist. 
 
Der vg. Mindestabstand wird für alle im Rah-
men der Änderung des vorhaben bezogenen 
Bebauungsplans geplanten Standorte für 
Windenergieanlagen augenscheinlich einge-
halten. 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
bestehen aus unserer Sicht keine grundsätzli-
chen Bedenken, sofern unsere Freileitungen 
wie in o.a. Plan dargestellt (Leitungsverlauf 
einschließlich Schutzstreifen, Standorte der 
Stahlgittermaste HL 136-M32, HL 136-M33, 
HL 136-M34 und HL 136-M35) in die Plan-
zeichnung zum Bebauungsplan eingetragen 
und die nachfolgenden Anmerkungen und 
Restriktionen in die zu­ gehörige Begründung 
übernommen werden: 
 
• Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 

zur Errichtung der neuen Windenergiean-
lagen sind uns die dementsprechenden 
Unterlagen (Anlagetyp, Nabenhöhe, Ro-
tordurchmesser, Standort-Koordinaten) 
zur Prüfung und Freigabe vorzulegen. 
Eine Verschiebung der leitungsnahen An-
lagenstandorte, insbesondere dem der 
mit WEA 3 bezeichneten Windenergiean-
lage, in Richtung unserer Freileitung ist 
nur mit unserer vorherigen schriftlichen 
Zustimmung zulässig. 

• Eine Vergrößerung des maximal zulässi-
gen Rotordurchmessers der Windenergie-
anlagen an den angezeigten Anlagen-
standorten, insbesondere an dem der mit 
WEA 3 bezeichneten Windenergieanlage, 
ist nur mit unserer Zustimmung zulässig. 

• Eine Prüfung, ob sich die Freileitung inner-
halb der Nachlaufströmung einer Wind-
energieanlage befindet oder nicht, ist erst 
möglich, wenn der zu errichtende Anla-
gentyp und die Anlagenstandorte, insbe-
sondere der der mit WEA 3 bezeichneten 
Windenergieanlage, final feststehen. Die 
Kosten für den Einbau gegebenenfalls er-
forderlicher Schwingungsschutzmaßnah-
men an unserer Freileitung sind in jedem 
Fall durch den Errichter der Windenergie-
anlagen zu tragen. 

• Der Standort des Montagekrans sowie 
des Lagerplatzes für die vorgefertigten 

Eine Änderung der planerischen Grund-
konzeption oder der festgelegten Anla-
genstandorte ist hiermit nicht verbunden. 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Mettlach 
beschließt, 
 
1. den Bebauungsplan sowie die Begrün-

dung redaktionell anzupassen, indem 
o der bislang dargestellte 

Schutzabstand zur 110-kV-
Hochspannungsfreileitung 
einheitlich von 116 m auf 115 
m zur Leitungsachse geändert 
wird, 

2. die Hinweise zu Hochspannungsfrei-
leitungen im Bebauungsplan klarstel-
lend zu überarbeiten, um deutlich zwi-
schen nachrichtlicher Übernahme, un-
verbindlichen Hinweisen und den im 
nachgelagerten immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren 
zu regelnden technischen und be-
trieblichen Anforderungen abzugren-
zen 

 
Geänderte Nachrichtliche Übernahme und 
Hinweise im Wortlaut. 
 
Nachrichtliche Übernahme - Hochspan-
nungsfreileitung 
Im Plangebiet verläuft eine 110-kV-Hoch-
spannungsfreileitung einschließlich eines 
Leitungsschutzstreifens. Der Verlauf der 
Leitung, die Standorte der Maste sowie ein 
Schutzabstand von 115 m zur Leitungs-
achse sind in der Planzeichnung nachricht-
lich dargestellt. 
 
Der dargestellte Abstand entspricht dem 
nach DIN EN 50341-2-4 (VDE 0210-2-4) er-
forderlichen Mindestabstand für Wind-
energieanlagen des vorgesehenen Anla-
gentyps. Die nachrichtliche Darstellung be-
gründet keine Festsetzung, sondern dient 
der Information und der Berücksichtigung 
bestehender technischer Infrastruktur. 
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Teile zur Errichtung der mit WEA 3 be-
zeichneten Windenergieanlage ist zwin-
gend auf der der Leitung abgewandten 
Seite des WEA-Standortes vorzusehen. 
Die gewählten Flächen sowie die Daten-
blätter des eingesetzten Montagekrans 
sind uns im Vorfeld zur Prüfung und 
schriftlichen Freigabe vorzulegen. 

• Die Standorte des Montagekrans zur Er-
richtung der mit WEA 1, WEA 2 und WEA 
4 Windenergieanlagen sind so zu wählen, 
dass für den Fall eines Umfallens der aus-
gefahrene Kranausleger bzw. die ange-
hängte Last die nach DIN VDE 0105, Teil 
100:2009-10 vorgeschriebenen Sicher-
heitsabstände zu den spannungsführen-
den Teilen der Freileitung nicht unter-
schreiten können. Die gewählten Flächen 
sowie die Datenblätter der eingesetzten 
Montagekräne sind uns im Vorfeld zur 
Prüfung und schriftlichen Freigabe vorzu-
legen. 

• Im Bereich des Standortes des Stahlgitter-
mastes-Nr. 33 ist eine Fläche für ein Um-
spannwerk ausgewiesen, das im Rahmen 
des Repowering des Windparks Wehin-
gen/Tünsdorf durch den Betreiber errich-
tet wird. Wir stimmen dem Bau des Um-
spannwerkes grundsätzlich zu, wobei uns 
die dementsprechenden Planunterlagen 
im Rahmen der Planung zur Prüfung und 
Freigabe vorzulegen sind. 

• Der Zufahrt zum Standort des Stahlgitter-
mastes-Nr. 33 muss auch nach der Errich-
tung des Umspannwerkes uneinge-
schränkt möglich sein. 

• Im Rahmen der Errichtung des Umspann-
werkes muss immer auf die Einhaltung 
ausreichend großer Sicherheitsabstände 
zu den spannungsführenden Teilen der 
Leitung geachtet werden, um die Gefähr-
dung von Personen und Störungen der 
Stromversorgung auszuschließen. Wäh-
rend der Bauarbeiten dürfen daher nur 
solche Maschinen (z.B. Bagger, Sattel-
schlepper o. ä.) eingesetzt werden, die die 
gemäß DIN VDE 0105, Teil 100:2015-10 
vorgeschriebenen Sicherheitsabstände zu 
den spannungsführenden Teilen einer 
Freileitung bauartbedingt am vorgesehe-
nen Einsatzort (auch unbeabsichtigt) 

Hinweis - Hochspannungsfreileitung / Lei-
tungsschutzstreifen 
Im Plangebiet verlaufen Hochspannungs-
freileitungen einschließlich zugehöriger 
Schutzstreifen, die in der Planzeichnung 
nachrichtlich dargestellt sind. 
 
Bei allen Bau- und Nutzungsmaßnahmen 
innerhalb oder im Nahbereich des Lei-
tungsschutzstreifens (z. B. Errichtung von 
Windenergieanlagen, Montagekranstand-
orte, Bau- und Transportwege sowie die 
Errichtung eines Umspannwerks) sind die 
einschlägigen sicherheitstechnischen Re-
gelwerke zu beachten und die Maßnah-
men mit dem zuständigen Leitungsträger 
abzustimmen. 
 
Der Nachweis der Einhaltung der erforder-
lichen Abstände, die Prüfung möglicher 
Nachlaufströmungen sowie die Festlegung 
betrieblicher Sicherungs- und Schutzmaß-
nahmen erfolgen im Rahmen des immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens. 
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nicht unterschreiten können. Wir verwei-
sen diesbezüglich auf die einschlägigen 
VDE-Vorschriften. 

• Sofern die Bau- und Transportstraßen, die 
im Rahmen der Errichtung der geplanten 
Windenergieanlagen erforderlich sind, 
den Bereich des Leitungsschutzstreifens 
unserer Freileitung tangieren sollten, sind 
uns die diesbezüglichen Planunterlagen, 
insbesondere die Höhe der fertigen Fahr-
bahn im Kreuzungsbereich mit unserer 
Freileitung, zu einer Stellungnahme und 
Freigabe vorzulegen. 

• Vor Beginn der Bauarbeiten (Errichtung 
der WEA, der Zufahrt- und Transportstra-
ßen sowie des Umspannwerks) ist in je-
dem Fall eine örtliche Einweisung durch 
die VSE Verteilnetz GmbH erforderlich.“ 
 

 
57 LANDKREIS MERZIG-WADERN, 

GESUNDHEITSAMT 
Postfach 10 00 60 
66651 Merzig 

 
Schreiben vom 01.08.2025 
 
„zur Änderung des o.g. Bebauungsplans be-
stehen seitens des Gesundheitsamtes keine 
grundsätzlichen Bedenken, sofern die Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Ar-
beitsbevölkerung gemäß BauGB - § 1 Abs. 6, 
Nr. 1 berücksichtigt werden. 
 
Da das Plangebiet an eine geplante Wasser-
schutzzone III angrenzt, sollte der Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen auf das not-
wendige Maß beschränkt sein.“ 

 

  
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Die Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse sowie an die Si-
cherheit der Wohn- und Arbeitsbevölke-
rung sind im Rahmen der Planung berück-
sichtigt. Entsprechende Belange werden 
insbesondere durch die vorliegenden 
Fachgutachten und die nachgelagerte im-
missionsschutzrechtliche Prüfung abgesi-
chert. 
 
Der Hinweis auf die angrenzende geplante 
Wasserschutzzone III wird aufgegriffen. 
Der Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen wird auf das notwendige Maß be-
schränkt und ist im Rahmen der Genehmi-
gung und Ausführung nach den einschlägi-
gen wasser- und immissionsschutzrechtli-
chen Vorgaben zu regeln. 
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63 ÖKOSTROM SAAR WIND GMBH 

Trierer Straße 22 
66663 Merzig 

 
Schreiben vom 21.08.2025 
 
„als Betreibergemeinschaft von drei Wind-
energieanlagen im unmittelbar angrenzenden 
Windpark Perl ­ Büschdorf nehmen wir, die 
Windpark Büschdorf GmbH mit ihrem Haupt-
gesellschafter VSE AG und die ÖkoStrom Saar 
Wind GmbH, gemeinsam Stellung zum vorlie-
genden Entwurf des Bebauungsplans 
„Repowering -Windpark Wehingen/Tüns-
dorf". 
 
Wir begrüßen grundsätzlich die Weiterent-
wicklung der Windenergienutzung im Saar-
land. Gleichzeitig möchten wir auf eine zent-
rale Problematik hinweisen: Interne Berech-
nungen ergeben aufgrund der räumlichen 
Nähe der geplanten neuen Windenergieanla-
gen zu unseren bestehenden Anlagen eine 
Überschreitung der zulässigen Turbulenzin-
tensitäten an unseren drei Windkraftanlagen. 
Bei der vorliegenden Planung werden bran-
chenübliche Mindestabstände (in Hauptwind-
richtung das Fünffache des Rotordurchmes-
sers, hier 875 m, und in Nebenwindrichtung 
das Dreifache des Rotordurchmessers, hier 
525 m) deutlich unterschritten, was die Über-
schreitung der zulässigen Turbulenzintensitä-
ten erklärt. 
 
Nach den Vorgaben des Bauordnungsrechts 
sowie einschlägiger technischer Richtlinien 
(u.a. DIBt- Richtlinie „Richtlinie für Windener-
gieanlagen - Einwirkungen und Standsicher-
heitsnachweise für Turm und Gründung") ist 
sicherzustellen, dass der Betrieb neu geplan-
ter Anlagen nicht zu einer unzumutbaren Er-
höhung der Turbulenzen bei Bestandsanlagen 
führt. Eine Überschreitung dieser Grenzwerte 
hätte erhebliche negative Auswirkungen auf 
die Standsicherheit, Lebensdauer und Ertrags-
fähigkeit unserer Anlagen. Solche Gefährdun-
gen durch die Nachlaufströmungen sind be-
reits als öffentlicher Belang des Gefahren-
schutzes unzulässig, sodass die Genehmi-
gungsfähigkeit der aktuellen Repowering-Pla-
nung bzgl. einzelner Anlagen u.E. als sehr 
fraglich angesehen werden kann. 

  
 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
 
Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis. 
 
Einordnung der vorgebrachten Belange 
Die Einwender machen geltend, dass es in-
folge der räumlichen Nähe der geplanten 
Repowering-Anlagen zu bestehenden 
Windenergieanlagen im Windpark Perl-
Büschdorf zu unzulässigen Turbulenzein-
flüssen (Nachlaufströmungen) kommen 
könne. Sie leiten hieraus Anforderungen 
an weitergehende Untersuchungen, Fest-
setzungen im Bebauungsplan sowie eine 
mögliche Reduzierung der Anlagenzahl ab. 
 
Erforderlichkeit im Bebauungsplanver-
fahren 
Für die Bauleitplanung ist maßgeblich, ob 
die angesprochenen Konflikte planerisch 
relevant sind oder sachgerecht im nachge-
lagerten immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren bewältigt werden 
können. 
 
Nach geltender Rechtslage gehören stand-
sicherheits- und anlagenbezogene Nach-
weise – einschließlich der Turbulenzver-
träglichkeit und der Einhaltung techni-
scher Grenzwerte gegenüber bestehen-
den Anlagen – nicht zum Regelungsgegen-
stand eines Bebauungsplans. Diese Fragen 
betreffen die konkrete Auslegung des An-
lagentyps, die exakte Standortkoordinate, 
die Nabenhöhe, den Rotordurchmesser 
sowie betriebliche Parameter und sind da-
mit typischerweise erst auf Genehmi-
gungsebene prüf- und entscheidungsfä-
hig. 
 
Der Bebauungsplan muss lediglich erken-
nen lassen, dass solche Konflikte grund-
sätzlich lösbar sind. Dies ist hier der Fall, 
da: 
 
• die Planung keine atypische Verdich-

tung eines neuen Windenergiegebiets 
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Im derzeitigen Entwurf ist keine nachvollzieh-
bare Turbulenzverträglichkeitsuntersuchung 
(Standorteignung) enthalten, die die Wechsel-
wirkungen zwischen den geplanten 
Repowering­ Anlagen und den Bestandsanla-
gen im Windpark Perl-Büschdorf hinreichend 
berücksichtigt. Ohne eine solche Untersu-
chung ist nicht gewährleistet, dass die gesetz-
lichen Anforderungen eingehalten werden. 
 
Wir fordern daher: 
1. Durchführung einer standortspezifischen 

Turbulenzanalyse, die explizit die Wech-
selwirkungen mit dem angrenzenden 
Windpark Perl-Büschdorf untersucht. 

2. Berücksichtigung der Ergebnisse dieser 
Analyse im Bebauungsplanverfahren so-
wie ggf. Anpassung der Standorte oder 
Anlagentypen, um eine Überschreitung 
der zulässigen Turbulenzen zu vermeiden. 

3. Verbindliche Festsetzung im Bebauungs-
plan, dass der Nachweis der Turbulenz-
verträglichkeit gegenüber Bestandsanla-
gen im Genehmigungsverfahren nach 
BlmSchG zwingend zu erbringen ist. 

4. Prüfung einer Reduzierung der Anlagen-
zahl: Nach unserer Einschätzung würde 
sich die Turbulenzsituation deutlich ver-
bessern, wenn lediglich maximal fünf 
statt der vorgesehenen sechs Anlagen re-
alisiert würden. Durch eine Verringerung 
der Anlagendichte ließe sich das Risiko ei-
ner unzulässigen Beeinträchtigung unse-
rer Bestandsanlagen erheblich reduzie-
ren. Zudem ist eine solche Planung vo-
raussichtlich mit weniger turbulenzbe-
dingten Abschaltauflagen für die neu ge-
planten Repowering-Anlagen verbunden. 

 
Nur durch diese Nachweise und ggf. eine ent-
sprechende Anpassung der Planung kann si-
chergestellt werden, dass das geplante 
Repowering nicht zu einer unzulässigen Beein-
trächtigung bestehender Windkraftnutzun-
gen in der Nachbarschaft führt. 
 
Das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme 
muss u.E. im Sinne eines langfristig einver-
nehmlichen Betriebs der geplanten Anlagen 
vor dem Streben nach Gewinnmaximierung 
stehen. 
 

darstellt, sondern ein Repowering in-
nerhalb eines bestehenden, wind-
energetisch vorgeprägten Raums, 

• technische Anforderungen an die 
Standsicherheit und an Wechselwir-
kungen zwischen Anlagen verbindlich 
durch das Bauordnungs- und Immissi-
onsschutzrecht vorgegeben sind und 

• im Genehmigungsverfahren zwingend 
eine Standorteignungs- bzw. Turbu-
lenzverträglichkeitsuntersuchung vor-
zulegen ist, sofern Wechselwirkungen 
mit benachbarten Anlagen zu erwar-
ten sind. 

 
Eine verbindliche Festsetzung im Bebau-
ungsplan, wonach entsprechende Nach-
weise im BImSchG-Verfahren zu führen 
sind, ist daher nicht erforderlich, da diese 
Verpflichtung bereits unmittelbar aus dem 
Fachrecht folgt. 
 
Zu den konkreten Forderungen der Ein-
wender 
 
1. Standortspezifische Turbulenzana-

lyse: 
Eine solche Untersuchung ist auf 
Ebene des Bebauungsplans nicht er-
forderlich. Sie ist Bestandteil der im-
missionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsunterlagen, sofern benachbarte 
Anlagen betroffen sein können. 

2. Berücksichtigung im Bebauungsplan / 
Standortanpassung: 
Eine planerische Vorfestlegung oder 
Anpassung der Anlagenstandorte al-
lein aufgrund hypothetischer Turbu-
lenzannahmen ist nicht geboten. Die 
abschließende Beurteilung erfolgt auf 
Genehmigungsebene anhand konkre-
ter Anlagendaten. 

3. Verbindliche Festsetzung zur Turbu-
lenzverträglichkeit: 
Eine zusätzliche Festsetzung ist ent-
behrlich, da die Einhaltung der ein-
schlägigen technischen Regeln und 
Grenzwerte bereits zwingende Vo-
raussetzung der Genehmigungsfähig-
keit nach Fachrecht ist. 
 

4. Reduzierung der Anlagenzahl: 
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Wir bitten daher um entsprechende Prüfung 
und Berücksichtigung unserer Stellungnahme 
im weiteren Verfahren sowie um weitere Ein-
bindung in das laufende Verfahren.“ 

 

Eine Reduzierung der im Bebauungs-
plan vorgesehenen Anlagenzahl ist 
aus planerischer Sicht nicht veran-
lasst. Ob und in welchem Umfang be-
triebliche Einschränkungen (z. B. Ab-
schaltungen) erforderlich werden, ist 
Gegenstand des Genehmigungsver-
fahrens und kann nicht vorwegge-
nommen werden. 

 
Die vorgebrachten Belange betreffen so-
mit  zusammenfassend im Kern technische 
und betriebliche Fragestellungen der Anla-
gensicherheit und des Anlagenbetriebs. 
Diese sind nicht auf der Ebene der Bauleit-
planung abschließend zu regeln, sondern 
sachgerecht dem immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren zuzuord-
nen. Der Bebauungsplan schafft hierfür 
den erforderlichen Rahmen, ohne fach-
rechtliche Prüfungen vorwegzunehmen 
oder zu ersetzen. 
 
Ein gesonderter Beschluss ist nicht erfor-
derlich. 
 

 
Keine Bedenken äußerten folgende Träger öffentlicher Belange: 
 

- Amprion GmbH 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
- Creos Deutschland GmbH 
- Deutsche Bahn AG DB Immobilien 
- Eisenbahn-Bundesamt 
- EVS  
- Landwirtschaftskammer für das Saarland 
- Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität, 
- Oberbergamt des Saarlandes 
- Saarwald-Verein e.V. 
- Iqony Energies GmbH 
- Abwasserwerk / Wasserwerk Mettlach 
- Landkreis Merzig-Wadern   

 
Keine Stellungnahme abgegeben haben folgende Träger öffentlicher Belange: 
 

- Arbeitskammer des Saarlandes 
- Bergamt Saarbrücken 
- BUND Saarland e.V. 
- Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
- Deutscher Wetterdienst 
- Die Autobahn GmbH des Bundes 
- DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 
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- energis Netzgesellschaft 
- EVS 
- Handwerkskammer des Saarlandes 
- IHK Saarland 
- Vodafone Kabel Deutschland Gmbh 
- Landesamt für Vermessung, Geoinformation und  
- Landesdenkmalamt 
- Ministerium der Justiz 
- Ministerium für Bildung und Kultur 
- Ministerium für Inneres, Bauen und Sport 
- Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität, 
- RAG Deutsche Steinkohle AG 
- SaarForst Landesbetrieb 
- Saarländischer Rundfunk 
- Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
- STEAG GMBH 
- Verband der Gartenbauvereine 
- Vereinigung der Jäger des Saarlandes 
- Zweckverband Personennahverkehr Saarland 
- VSE NET GmbH 
- Wasser - und Schiffahrtsamt Saarbrücken 
- Westnetz GmbH 
- Ev. Kirchengemeinde Mettlach 
- Gemeinde Losheim am See 
- Gemeinde Perl 
- Kreisstadt Merzig 
- Landkreis Merzig-Wadern 
- Landkreis Merzig-Wadern 
- Landkreis Merzig-Wadern 
- Mairie de Manderen-Ritzing 
- Mairie de Launstroff 
- Pfarreiengemeinschaft Mettlach 
- Polizeiinspektion Merzig 
- Verbandsgemeindeverwaltung Saarburg - Kell      


